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MENSCHENRECHTSSITUATION IN DEUTSCHLAND:  
BEVÖLKERUNG SIEHT VERSCHLECHTERUNG  

Die Mehrheit der Befragten sieht in den vergangenen zwei Jahren eher eine 
 Verschlechterung als eine Verbesserung bei der Einhaltung von Menschenrechten 
in Deutschland. Gerade in Bezug auf Rassismus sind 3 von 5 Befragten der 
 Meinung, dass sich die Situation verschlechtert hat.  
 
Ähnlich viele (61%) finden, dass die Bundesregierung nicht genug tut, um 
 Menschen in Deutschland vor rassistischen und antisemitischen Angriffen zu 
schützen.  
 
Die Mehrheit der Befragten hat den Eindruck, dass menschenrechtsfeindliche 
 Einstellungen in der politischen Debatte eher zunehmen (60%). 
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BEVÖLKERUNG WÜNSCHT MEHR  
ENGAGEMENT DER BUNDESREGIERUNG

Die Hälfte der Bevölkerung (50%) findet, dass die Bundesregierung die 
 Menschenrechte in ihrer täglichen Arbeit nicht ausreichend berücksichtigt.  
 
77% der Befragten meinen, dass die Bundesregierung auf Staaten, die die 
 Menschenrechte verletzten, mehr Druck ausüben sollte.
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MEHRHEIT FÜR STAATLICHE SEENOTRETTUNG 

Knapp zwei Drittel der Bevölkerung (65%) befürworten die Einführung einer 
 staatlichen Seenotrettung im Mittelmeer, gut ein Drittel ist dagegen. 

WEIT ÜBERWIEGENDE MEHRHEIT FÜR  
 FLÜCHTLINGSVERTEILUNG IN DER EU 

78% der Befragten befürworten eine Verteilung eintreffender Flüchtlinge 
 innerhalb der EU anteilig zur Bevölkerung auf die Mitgliedsländer. 22% sind 
gegen eine solche Regelung.
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NEUE MÖGLICHKEITEN DER DIGITALEN ÜBERWACHUNG  
IN VERSCHÄRFTEN POLIZEIGESETZEN WERDEN  
VON MEHRHEIT ABGELEHNT

Neue Polizeigesetze erlauben in mehreren Bundesländern, dass private Handy-
gespräche und Nachrichten auch ohne konkreten Verdacht überwacht werden 
 können. Dies ist derzeit erst knapp der Hälfte der Bevölkerung (48%) bekannt. 
Dass Sicherheitsbehörden hierfür Späh-Software auf Geräten der Bürger_innen 
 installieren dürfen, wissen nur 33 Prozent.  
 
Die Mehrheit der Bevölkerung (60%) hält die neuen Polizeigesetze mit erweiterten 
Überwachungsbefugnissen für nicht richtig. 
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GRAFIKEN ZUR BEVÖLKERUNGSBEFRAGUNG

кMENSCHENRECHTE  
IN DEUTSCHLAND

60% der Befragten  

finden, dass sich die 
 Situation der Menschen-
rechte in Deutschland in 

Bezug auf Rassismus 
 verschlechtert hat.  

 
Quelle: Amnesty-Umfrage,  

November 201960%

кMENSCHENRECHTE  
IN DEUTSCHLAND

Die meisten Befragten 
finden, dass die Bundes-

regierung nicht genug 
tut, um Menschen in 

Deutschland vor 
 rassistischen und 

 antisemitischen 

 Angriffen zu schützen. 
 

Quelle: Amnesty-Umfrage,  
November 2019
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кMENSCHENRECHTE  
IN DEUTSCHLAND

Die Mehrheit der 
 Befragten hat den 

 Eindruck, dass men-

schenrechtsfeindliche 

Einstellungen in der  
politischen Debatte 

eher zunehmen. 
 

Quelle: Amnesty-Umfrage,  
November 2019
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кENGAGEMENT DER 
BUNDESREGIERUNG

Die Hälfte der Bevölke-
rung findet, dass die 
Bundesregierung die 

Menschenrechte in 

ihrer täglichen Arbeit 
nicht ausreichend 

 berücksichtigt. 
 

Quelle: Amnesty-Umfrage,  
November 201950%

кENGAGEMENT DER 
BUNDESREGIERUNG

Eine große Mehrheit 
meint, dass die 

 Bundesregierung auf 
Staaten, die die 

 Menschenrechte 

 verletzen, mehr Druck 
ausüben sollte. 

 
Quelle: Amnesty-Umfrage,  

November 2019

77%
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GRAFIKEN ZUR BEVÖLKERUNGSBEFRAGUNG

кNEUE 
 POLIZEIGESETZE 

In einigen Bundesländern 
 erlauben neue Polizeigesetze die 

Überwachung privater Handy-

gespräche und Nachrichten ohne 
konkreten Verdacht. Das ist 

 derzeit erst knapp der Hälfte der 
Bevölkerung bekannt. 

 
Quelle: Amnesty-Umfrage,  

November 2019

48%

кNEUE 
 POLIZEIGESETZE 

Sicherheitsbehörden können 
zur Überwachung privater 

 Handygespräche und 
 Nachrichten auf Geräten der 
Bürger_innen Späh-Software 

 installieren. Das weiß  
nur jeder Dritte. 

 
Quelle: Amnesty-Umfrage,  

November 2019

33%

кNEUE 
 POLIZEIGESETZE 

Die Mehrheit der 
 Bevölkerung hält die 
neuen Polizeigesetze 

mit erweiterten Über-

wachungsbefugnissen 
für nicht richtig. 

 
Quelle: Amnesty-Umfrage,  

November 201960%

кSTAATLICHE  
SEENOTRETTUNG 

Knapp zwei Drittel  
der Bevölkerung 
 befürworten die 

 Einführung einer 
 staatlichen 

 Seenotrettung  

im Mittelmeer. 
 

Quelle: Amnesty-Umfrage,  
November 2019

65%

кFLÜCHTLINGS -
VERTEILUNG IN DER EU 

Die meisten Befragten 
 befürworten eine 

 Verteilung eintreffender 

Flüchtlinge innerhalb 

der EU anteilig zur 
 Bevölkerung auf die 

Mitgliedsländer. 
 

Quelle: Amnesty-Umfrage,  
November 2019

78%
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WEITERE INFOGRAFIKEN

HASSKRIMINALITÄT 
IN DEUTSCHLAND

Rassistische  

 Straftaten

+19,7%*

* Im Vergleich zum Vorjahr 
Quelle: Bundeskriminalamt
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HASSKRIMINALITÄT 
IN DEUTSCHLAND

Antisemitische 

 Straftaten

* Im Vergleich zum Vorjahr 
Quelle: Bundeskriminalamt
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+19,6%*

Q VERSCHÄRFTE 
 POLIZEIGESETZE

Änderungen, die  
Menschenrechte  
gefährden

Menschenrechtswidrige 
Vorschriften

Ñ
HONGKONG: KAMPF  
UM GRUNDRECHTE 

Anfang Juni bis  
Mitte August: 600

bis Anfang September: 
1.100

bis Anfang Oktober: 
2.000

bis Mitte November: 
4.000

Zahl der Personen, die 2019  

von der  Hongkonger Polizei im  

Zusammenhang mit den Protesten 

festgenommen wurden

Quellen: Human Rights Watch, Bundeszentrale  
für politische Bildung, taz, dpa

Im Ranking der Pressefreiheit 

ist Hongkong in den letzten 

Jahren von Platz 18 auf  

Platz 73 gefallen.

Ñ
HONGKONG:  
MEINUNGSFREIHEIT  
IN GEFAHR
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Quelle: Reporter ohne Grenzen
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WEITERE INFOGRAFIKEN

Quelle: UNHCR, Stand November 2019

Zahl der  

Flüchtlinge  

auf der  

Mittemeer route

Anteil der  

Toten und  

Vermissten

GEFÄHRLICHE FLUCHT 
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пAUFGRIFFE  
DURCH LIBYSCHE  
KÜSTENWACHE
2018: 
15.500

2019*: 
8.444

*Januar bis November 

Quelle: UNHCR

LIBYEN: FOLTER STATT 
SICHERER SCHUTZ  
FÜR MIGRANTEN

, Systematische Folter 

, Menschenunwürdige Haftlager 

, Vergewaltigungen 

, Lösegelderpressungen

п  RÜSTUNGSEXPORTE: 
KONTROLLE UMGANGEN

So können auch deutsche 
 Rüstungsteile nach Saudi-Arabien 
 gelangen: Wenn sie in einer in 
 Frankreich  produzierten Waffe  
verbaut werden, wird ihr Export  
einfach durchgewunken – solange  
der deutsche Anteil unter 20 Prozent 
bleibt.

�
2019 – JAHR  
DER PROTESTE

Protest- 
bewegung  
aktiv


